
  

 

Bericht des Vorstands nach § 203 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG  
zu Tagesordnungspunkt 10 

 
Der Vorstand erstattet zu Punkt 10 der Tagesordnung gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. § 186 
Abs. 4 Satz 2 AktG einen schriftlichen Bericht über die Gründe für die vorgeschlagene 
Ermächtigung zur Erhöhung des Grundkapitals unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre wie folgt:  
 
Der Vorstand ist derzeit nach § 4 Abs. 3 und § 4 Abs. 5 der Satzung ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft um jeweils bis zu EUR 52.000.000,00 
(entspricht jeweils knapp 10 % des derzeit bestehenden Grundkapitals) durch Ausgabe neuer 
Stückaktien gegen Bareinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital I und Genehmigtes 
Kapital III). Daneben besteht nach § 4 Abs. 4 der Satzung das Genehmigte Kapital II, das eine 
Ermächtigung zur Erhöhung um bis zu EUR 52.000.000,00 (entspricht ca. 10 % des derzeit 
bestehenden Grundkapitals) durch Ausgabe neuer Stückaktien gegen Bar- und/oder 
Sacheinlagen vorsieht. Die genehmigten Kapitalien I, II und III haben jeweils eine Laufzeit bis 
zum 29. April 2026 und laufen somit am Ende des Tages der Hauptversammlung aus. 
 
Unter Tagesordnungspunkt 10 soll daher ein einheitliches neues genehmigtes Kapital in Höhe 
von bis zu EUR 156.000.000,00 vorgeschlagen werden, das die bisherigen genehmigten 
Kapitalien I bis III insgesamt ersetzt (Genehmigtes Kapital 2026). Hierdurch soll die bisherige 
Ermächtigungsstruktur in der Satzung vereinfacht werden. 
 
Die Gesellschaft soll durch das vorgeschlagene Kapital weiterhin in die Lage versetzt werden, 
sich bei Bedarf schnell und flexibel zusätzliches Eigenkapital zu verschaffen, ohne eine zeitlich 
unter Umständen nicht mögliche Kapitalerhöhung durch Beschlussfassung der 
Hauptversammlung durchzuführen. Die Ermächtigung kann ganz oder teilweise, einmal oder 
mehrmals ausgenutzt werden.  
 
Das vorgeschlagene Volumen des neuen genehmigten Kapitals entspricht der Summe der 
Volumina der bisherigen genehmigten Kapitalien. Auch die Verwendungsmöglichkeiten bleiben 
unverändert. Die Möglichkeit, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, soll – wie bereits 
unter den bestehenden genehmigten Kapitalien – auf Aktien im Umfang von bis zu 10 % des 
Grundkapitals der Gesellschaft begrenzt sein. Eine Anrechnung von Aktien, die aufgrund 
anderer dem Vorstand erteilter Ermächtigungen während der Laufzeit der Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben oder veräußert werden, ist vorgesehen. 
 
Bei der Ausnutzung der Ermächtigung zur Erhöhung des Grundkapitals ist den Aktionären 
grundsätzlich gemäß §§ 203 Abs. 1, 186 Abs. 1, 2 AktG ein Bezugsrecht einzuräumen. Neben 
einer unmittelbaren Ausgabe der neuen Aktien an die Aktionäre soll es jeweils auch möglich 
sein, dass die neuen Aktien von Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie 
den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht im Sinne von § 186 Abs. 5 
AktG). Durch die Zwischenschaltung von Kreditinstituten wird die Abwicklung der 
Aktienausgabe lediglich technisch erleichtert. 
 
Nachfolgend werden die Konstellationen erläutert, in denen der Vorstand mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats ermächtigt werden soll, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen: 
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a) Der Vorstand kann mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
ausschließen, sofern die Aktien gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Zweck von 
Unternehmenszusammenschlüssen oder des Erwerbs von Unternehmen, 
Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen 
Vermögensgegenständen ausgegeben (einschließlich Forderungen gegen die 
Gesellschaft oder mit ihr im Sinne der §§ 15 ff. AktG verbundene Unternehmen) werden. 
Bei Unternehmenszusammenschlüssen und -akquisitionen verlangen der internationale 
Wettbewerb und die Globalisierung der Wirtschaft oftmals Aktien als Gegenleistung. 
Aber auch beim Erwerb von anderen Vermögensgegenständen kann es im Interesse 
der Gesellschaft liegen, Aktien als Gegenleistung anbieten zu können. Für die 
Gesellschaft kann die Gewährung von Aktien die Finanzierung einer Transaktion 
erheblich erleichtern. Mit der vorgeschlagenen Ermächtigung soll die Gesellschaft in die 
Lage versetzt werden, Zusammenschlüsse und Akquisitionen, bei denen die 
Gegenleistung ganz oder teilweise in Aktien besteht, schnell und flexibel durchführen zu 
können, insbesondere ohne die zeitlich häufig nicht mögliche Befassung der 
Hauptversammlung. Wenn sich die Möglichkeiten zum Erwerb von Unternehmen, 
Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen 
Vermögensgegenständen konkretisieren, wird der Vorstand sorgfältig prüfen, ob er von 
der Ermächtigung zur Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre Gebrauch machen soll und ob der Wert der neuen Aktien in einem 
angemessenen Verhältnis zum Wert des zu erwerbenden Wirtschaftsguts steht. Dabei 
soll der Ausgabepreis der zu begebenden neuen Aktien grundsätzlich am Börsenkurs 
ausgerichtet werden. Ein wirtschaftlicher Nachteil für die vom Bezugsrecht 
ausgeschlossenen Aktionäre wird also vermieden. Allerdings ist keine schematische 
Anknüpfung an den Börsenkurs vorgesehen, insbesondere um einmal erzielte 
Verhandlungsergebnisse nicht durch Schwankungen des Börsenpreises in Frage zu 
stellen.  

Außerdem soll es möglich sein, aus dem genehmigten Kapital – unter Ausschluss des 
Bezugsrechts – auch Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder 
Optionspflichten aus Schuldverschreibungen zu bedienen, für die die Zeichner keine 
Bar-, sondern eine Sachleistung erbracht haben. Dies ermöglicht es, auch entsprechend 
ausgestaltete Schuldverschreibungen als Akquisitionswährung im Zusammenhang mit 
dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder anderen 
Wirtschaftsgütern einzusetzen, und verbessert damit ebenfalls die Chancen im 
Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte. 
 

b) Darüber hinaus eröffnet die Ermächtigung die Möglichkeit, in Zukunft neue Aktien zu 
schaffen, um sie Mitarbeitern der GEA Group Aktiengesellschaft und ihrer 
Konzerngesellschaften als Mitarbeiteraktien zu Vorzugskonditionen anbieten zu 
können. Ein vorheriger Erwerb eigener Aktien über die Börse wäre in diesem Fall nicht 
erforderlich. Um den Mitarbeitern Aktien aus genehmigtem Kapital anbieten zu können, 
ist es erforderlich, den Vorstand zu ermächtigen, das Bezugsrecht der Aktionäre (mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats) auszuschließen. 

 Die Ausgabe der Mitarbeiteraktien kann auch über ein Kreditinstitut oder ein anderes, 
die Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllendes Unternehmen (nach 
§ 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätige Unternehmen) 
erfolgen. Die Festlegung des Ausgabebetrags erfolgt auf Basis des Börsenkurses der 
Aktie der GEA Group Aktiengesellschaft. Dabei kann eine bei Mitarbeiteraktien übliche 
Vergünstigung gewährt werden. Der Vorstand kann die Ausgabe der Mitarbeiteraktien 
an weitere Voraussetzungen, zum Beispiel eine Mindesthaltedauer, knüpfen. 
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Bislang wurden bei der GEA Group Aktiengesellschaft keine Mitarbeiteraktien 
ausgegeben. Eine Ausgabe von Mitarbeiteraktien liegt aber grundsätzlich im Interesse 
der Gesellschaft und ihrer Aktionäre, da hierdurch die Identifikation der Mitarbeiter mit 
dem Unternehmen und die Übernahme von Mitverantwortung gefördert werden. 
Mitarbeiter können so an der langfristigen Entwicklung der GEA Group 
Aktiengesellschaft beteiligt werden. Die Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts 
zum Zwecke der Ausgabe von Aktien an Mitarbeiter der GEA Group Aktiengesellschaft 
und ihrer Konzerngesellschaften wäre daher aus Sicht des Vorstands – insbesondere in 
Anbetracht des geringen Volumens, zu dem hiervon Gebrauch gemacht würde, und des 
insofern sehr begrenzten Verwässerungseffektes – sachlich gerechtfertigt und auch 
gegenüber den Aktionären verhältnismäßig. Insofern soll dem Vorstand mit der 
vorgeschlagenen Ermächtigung eine entsprechende Option an die Hand gegeben 
werden. 
 

c) Der Vorstand soll mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch ermächtigt sein, das 
gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um eine sogenannte 
Aktiendividende (scrip dividend) zu optimalen Bedingungen durchführen zu können. 
Bei der Aktiendividende wird den Aktionären angeboten, ihren mit dem 
Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung entstandenen Anspruch 
auf Auszahlung der Dividende als Sacheinlage in die Gesellschaft einzulegen, um 
neue Aktien der Gesellschaft zu beziehen. 

Die Durchführung einer Aktiendividende kann als echte Bezugsrechtsemission 
insbesondere unter Beachtung der Bestimmungen in § 186 Abs. 1 AktG 
(Mindestbezugsfrist von zwei Wochen) und § 186 Abs. 2 AktG (Bekanntgabe des 
Ausgabebetrags spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist) erfolgen. Dabei 
werden den Aktionären nur jeweils ganze Aktien zum Bezug angeboten; hinsichtlich des 
Teils des Dividendenanspruchs, der den Bezugspreis für eine ganze Aktie nicht erreicht 
(bzw. diesen übersteigt), sind die Aktionäre auf den Bezug der Bardividende verwiesen 
und können insoweit keine Aktien zeichnen; ein Angebot von Teilrechten ist ebenso 
wenig vorgesehen wie die Einrichtung eines Handels von Bezugsrechten oder 
Bruchteilen davon. Weil die Aktionäre anstelle des Bezugs neuer Aktien insoweit eine 
Bardividende erhalten, erscheint dies als gerechtfertigt und angemessen. 
 
Im Einzelfall kann es je nach Kapitalmarktsituation vorzugswürdig sein, die Gewährung 
einer Aktiendividende anzubieten und vorzubereiten, ohne insoweit an die 
Beschränkungen des § 186 Abs. 1 AktG (Mindestbezugsfrist von zwei Wochen) und 
§ 186 Abs. 2 AktG (Bekanntgabe des Ausgabebetrags spätestens drei Tage vor Ablauf 
der Bezugsfrist) gebunden zu sein. Der Vorstand soll deshalb auch ermächtigt sein, zwar 
allen Aktionären, die dividendenberechtigt sind, unter Wahrung des allgemeinen 
Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) neue Aktien zum Bezug gegen Einlage 
ihres Dividendenanspruchs anzubieten, jedoch mit Zustimmung des Aufsichtsrats formal 
das Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt auszuschließen. Die Durchführung der 
Aktiendividende unter formalem Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht die 
Durchführung der Kapitalerhöhung zu flexibleren Bedingungen. Angesichts des 
Umstandes, dass allen Aktionären die neuen Aktien angeboten werden und 
überschießende Dividenden-Teilbeträge durch Zahlung der Bardividende abgegolten 
werden, erscheint auch insoweit der Bezugsrechtsausschluss als gerechtfertigt und 
angemessen. 
 

d) Der Vorstand ist darüber hinaus ermächtigt, das Bezugsrecht gemäß § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen auszuschließen, wenn die 
neuen Aktien zu einem Betrag ausgegeben werden, der den Börsenpreis nicht 
wesentlich unterschreitet. 
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Durch die Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
wird die Verwaltung in die Lage versetzt, kurzfristig günstige Börsensituationen 
wahrzunehmen. Zusätzlich können durch Vermeidung des sonst erforderlichen 
Bezugsrechtsabschlags die Eigenmittel in einem größeren Umfang gestärkt werden als 
bei einer Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht. Die vorgeschlagene Ermächtigung soll es 
der Gesellschaft insbesondere ermöglichen, kurzfristig Aktien der Gesellschaft 
auszugeben und so ggf. auch neue Aktionärsgruppen zu gewinnen. Sie dient damit der 
Sicherung einer dauerhaften und angemessenen Eigenkapitalausstattung der 
Gesellschaft. 
 
Der Bezugsrechtsausschluss darf aber nur erfolgen, wenn der Emissionspreis der neuen 
Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft mit gleicher 
Ausstattung nicht wesentlich unterschreitet. Der Vorstand wird einen eventuellen 
Abschlag vom Börsenpreis nach dem zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden 
Marktbedingungen möglichst niedrig bemessen. 
 
Durch die betragsmäßige Begrenzung, die über das gesetzlich zulässige 
Maximalvolumen in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG hinausgeht, und die Verpflichtung zur 
Festlegung des Emissionspreises der neuen Aktien nahe am Börsenkurs wird dem 
Bedürfnis der Aktionäre nach einem Schutz vor einer Wertverwässerung der alten Aktien 
entsprochen und der Einflussverlust für die Aktionäre begrenzt. Aktionäre, die ihre 
Beteiligungsquote im Fall einer Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
aufrechterhalten möchten, haben die Möglichkeit, die erforderliche Anzahl von Aktien 
über die Börse zu erwerben. 
 
Die Möglichkeit des vereinfachten Bezugsrechtsausschlusses ist im Beschluss 
beschränkt auf einen Betrag, der 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen darf, und 
zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung. Auf die vorstehende Höchstgrenze werden diejenigen Aktien 
angerechnet, die die Gesellschaft während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund einer Ermächtigung zur Verwendung eigener 
Aktien gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert hat. 
Angerechnet werden ferner diejenigen Aktien, die zur Bedienung von 
Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten 
auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender Anwendung des 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. 
 

e) Schließlich soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. Der Ausschluss des 
Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist jeweils erforderlich, um ein technisch 
durchführbares Bezugsverhältnis darstellen zu können. Die als freie Spitzen vom 
Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen Aktien werden entweder durch Verkauf 
an der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der 
mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge sehr 
gering.  



 

5 
 

Darüber hinaus soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden können, soweit es 
erforderlich ist, um auch den Gläubigern von zuvor begebenen Schuldverschreibungen 
ein Bezugsrecht auf neue Aktien geben zu können, wenn die Bedingungen der 
Schuldverschreibungen dies vorsehen. Die Bedingungen solcher 
Schuldverschreibungen sehen in der Regel einen Verwässerungsschutz vor. Werden 
nach Begebung der Schuldverschreibungen Aktien mit Bezugsrecht unter dem aktuellen 
Börsenkurs der Aktie ausgegeben, wird – bei ansonsten gleichbleibenden Konditionen 
– der Wert des Wandlungs- bzw. Optionsrechts der Gläubiger von 
Schuldverschreibungen verringert. Zum Schutz der Gläubiger der 
Schuldverschreibungen wird diesen bei nachfolgenden Aktienemissionen mit 
Bezugsrecht der Aktionäre in der Regel entweder eine Ermäßigung des Wandlungs- 
bzw. Optionspreises gewährt oder ein Bezugsrecht auf neue Aktien eingeräumt, wie es 
auch den Aktionären zusteht. Die Gläubiger der Schuldverschreibungen werden damit 
im letzteren Fall so gestellt, als ob sie ihr Wandlungs- oder Optionsrecht bereits 
ausgeübt hätten bzw. eine Wandlungs- oder Optionspflicht erfüllt wäre. Damit die 
Gesellschaft in der Lage ist, den Gläubigern der Schuldverschreibungen ein solches 
Bezugsrecht einzuräumen, ist ein Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
erforderlich. Die Möglichkeit, anstelle einer Ermäßigung des Wandlungs- bzw. 
Optionspreises den Gläubigern Aktien zu gewähren, kann für die Gesellschaft 
wirtschaftlich günstiger sein. Durch die Gewährung von Aktien statt einer Reduktion des 
Wandlungs- bzw. Optionspreises kann die Gesellschaft ggf. einen höheren 
Ausgabekurs für die bei der Wandlung oder Optionsausübung auszugebenden Aktien 
erzielen. 

Von der Ermächtigung zur Ausgabe von Aktien aus dem neuen genehmigten Kapital darf der 
Vorstand unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre nur in einem Umfang von maximal 
10 % des aktuell bestehenden Grundkapitals Gebrauch machen (ausgenommen die Ausgabe 
unter Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge). Auf diese Grenze sind anzurechnen 
(i) Aktien, die aufgrund anderer dem Vorstand erteilter Ermächtigungen während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben oder veräußert werden, 
sowie (ii) Aktien, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 
Optionsrechten bzw. -pflichten auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden. 
Diese Anrechnung soll jedoch entfallen und das ursprüngliche Ermächtigungsvolumen soll 
wieder zur Verfügung stehen, sobald eine nachfolgende Hauptversammlung den Vorstand 
neuerlich zur Ausgabe oder Veräußerung von Aktien oder von Schuldverschreibungen mit 
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre ermächtigt. 

Es bestehen derzeit keine konkreten Pläne, von der vorgeschlagen Ermächtigung Gebrauch zu 
machen. Der Vorstand wird von der Ermächtigung zur Erhöhung des Grundkapitals unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre nur Gebrauch machen, wenn dies im 
wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre liegt. Der Vorstand wird in der 
jeweils nächsten Hauptversammlung über jede Ausnutzung des genehmigten Kapitals 
berichten.  
 

 
Düsseldorf, im März 2026 
Der Vorstand 


